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Auszug aus dem Schulgesetz  

   

In der Fassung vom 1. August 1983 (GBl.S. 397, K.u.U. S. 584), zuletzt geändert durch 

Änderungsgesetz vom 15. Dezember 1997 (GBI. S. 535).  

   

§ 1 Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule  

(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus der durch das Grundgesetz der Bundesrepublik 

Deutschland und die Verfassung des Landes Baden-Württemberg gesetzten Ordnung, 

insbesondere dadurch, dass jeder junge Mensch ohne Rücksicht auf Herkunft oder 

wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende Erziehung und 

Ausbildung hat und dass er zur Wahrnehmung von Verantwortung, Rechten und Pflichten in 

Staat und Gesellschaft sowie in der ihn umgebenden Gemeinschaft vorbereitet werden muss.  

(2) Die Schule hat den in der Landesverfassung verankerten Erziehungs- und Bildungsauftrag 

zu verwirklichen. Über die Vermittlung von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten hinaus ist die 

Schule insbesondere gehalten, die Schüler  

in Verantwortung vor Gott, im Geiste christlicher Nächstenliebe, zur Menschlichkeit und 

Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zur Achtung der Würde und der Überzeugung 

anderer, zu Leistungswillen und Eigenverantwortung sowie zu sozialer Bewährung zu erziehen 

und in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit und Begabung zu fördern,  

zur Anerkennung der Wert- und Ordnungsvorstellungen der freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung zu erziehen, die im einzelnen eine Auseinandersetzung mit ihnen nicht 

ausschließt, wobei jedoch die freiheitlich-demokratische Grundordnung, wie in Grundgesetz und 

Landesverfassung verankert, nicht in Frage gestellt werden darf,  

auf die Wahrnehmung ihrer verfassungsmäßigen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten 

vorzubereiten und die dazu notwendige Urteils- und Entscheidungsfähigkeit zu vermitteln,  

auf die Mannigfaltigkeit der Lebensaufgaben und auf die Anforderungen der Berufs- und 

Arbeitswelt mit ihren unterschiedlichen Aufgaben und Entwicklungen vorzubereiten.  

(3) Bei der Erfüllung ihres Auftrags hat die Schule das verfassungsmäßige Recht der Eltern, die 

Erziehung und Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen, zu achten und die Verantwortung der 

übrigen Träger der Erziehung und Bildung zu berücksichtigen.  

(4) Die zur Erfüllung der Aufgaben der Schule erforderlichen Vorschriften und Maßnahmen 

müssen diesen Grundsätzen entsprechen. Dies gilt insbesondere für die Gestaltung der 

Bildungs- und Lehrpläne sowie für die Lehrerbildung.  
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§ 4 Schularten, Schulstufen  

(1) Die Schularten haben als gleichzuachtende Glieder des Schulwesens im Rahmen des 

gemeinsamen Erziehungs- und Bildungsauftrags ihre eigenständige Aufgabe. Sie können in 

Schultypen gegliedert sein. Das Kultusministerium kann neue Schultypen durch 

Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Landtags bedarf, einrichten.  

Schularten sind: Die Grundschule, die Berufsfachschule, die Hauptschule, das Berufskolleg, die 

Realschule, die Berufsoberschule, das Gymnasium, die Fachschule, das Kolleg, die 

Berufsschule, die Sonderschule.  

(2) Die Schulstufen entsprechen der Gliederung der Bildungswege in aufeinander bezogene 

Abschnitte, die sich aus den organischen Aufbau des Schulwesens und ihrer Anpassung an die 

altersgemäße Entwicklung der Schüler ergeben; an ihrem Ende ist in der Regel nachzuweisen, 

dass bestimmte Bildungsziele erreicht worden sind.  

Schulstufen sind:  

die Primarstufe, die Sekundarstufe I mit Orientierungsstufe, die Sekundarstufe II.  

(3) Soweit dies der eigenständige Bildungsauftrag der einzelnen Schularten zuläßt, sollen, 

besonders innerhalb der Schulstufen, die differenzierten Bildungsgänge sowie ihre Abschlüsse 

aufeinander abgestimmt und sachgerechte Übergänge unter den Schularten ermöglicht werden.  

   

§ 5 Grundschule  

Die Grundschule ist die gemeinsame Grundstufe des Schulwesens. Sie vermittelt 

Grundkenntnisse und Grundfertigkeiten. Ihr besonderer Auftrag ist gekennzeichnet durch die 

allmähliche Hinführung der Schüler von den spielerischen Formen zu den schulischen Formen 

des Lernens und Arbeitens. Dazu gehören die Entfaltung der verschiedenen Begabungen der 

Schüler in einem gemeinsamen Bildungsgang, die Einübung von Verhaltensweisen für das 

Zusammenleben sowie die Förderung der Kräfte des eigenen Gestaltens und des 

schöpferischen Ausdrucks. Die Grundschule umfaßt vier Schuljahre.  

   

§ 5a Grundschulförderklassen  

(1) Für Kinder, die vom Schulbesuch zurückgestellt werden, sollen Förderklassen eingerichtet 

werden. Sie haben die Aufgabe, die zurückgestellten Kinder auf den Besuch der Grundschule 

vorzubereiten.  

(2) Die Förderklassen werden an Grundschulen geführt. Der Schulleiter der Grundschule ist 

zugleich Leiter der Förderklasse. Für die Einrichtung gilt § 30 entsprechend.  

(3) Für den Besuch der Grundschulförderklasse kann eine Gebühr erhoben werden. Das 

Kultusministerium regelt durch die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
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Finanzministerium die Höhe der Gebühr einschließlich Gebührenermäßigungen und das 

Verfahren des Einzugs. § 24 des Landesgebührengesetzes gilt entsprechend.  

   

§ 6 Hauptschule  

(1) Die Hauptschule vermittelt eine grundlegende allgemeine Bildung, die sich an lebensnahen 

Sachverhalten und Aufgabenstellungen orientiert. Sie fördert im besonderen Maße praktische 

Begabungen, Neigungen und Leistungen. In Abstimmung mit beruflichen Schulen schafft die 

Hauptschule die Grundlage für eine Berufsausbildung und für weiterführende, insbesondere 

berufsbezogene schulische Bildungsgänge.  

(2) Die Hauptschule baut auf der Grundschule auf, umfasst fünf Schuljahre und schließt mit 

einem Abschlussverfahren (Hauptschulabschluss) ab.  

(3) An zentralen Hauptschulen wird ein sechstes Schuljahr flächendeckend angeboten, das 

eine erweiterte allgemeine Bildung vermittelt. Es schließt mit einem Abschlussverfahren ab und 

vermittelt einen dem Realschulabschluss gleichwertigen Bildungsstand.  

(4) Die Schulaufsichtsbehörde kann Schüler, die die Voraussetzungen zum Besuch des 

sechsten Schuljahres an der Hauptschule erfüllen, einer bestimmten Hauptschule zuweisen, 

wenn dies aus schulorganisatorischen Gründen erforderlich ist.  

   

§ 7 Realschule  

(1) Die Realschule vermittelt eine erweiterte allgemeine Bildung, die sich an lebensnahen  

Sachverhalten orientiert und zu deren theoretischer Durchringung und Zusammenschau führt. 

Sie schafft die Grundlage für eine Berufsausbildung und für weiterführende, insbesondere 

berufsbezogene schulische Bildungsgänge.  

(2) Die Realschule baut in der Normalform auf der Grundschule, in der Aufbauform auf der 

siebten Klasse der Hauptschule auf, umfasst in der Normalform sechs und in der Aufbauform 

drei Schuljahre. Sie schließt mit einem Abschlussverfahren (Realschulabschluss) ab.  

   

§ 8 Gymnasium  

(1) Das Gymnasium vermittelt Schülern mit entsprechenden Begabungen und 

Bildungsabsichten eine breite und vertiefte Allgemeinbildung, die zur Studierfähigkeit führt. Es 

fördert insbesondere die Fähigkeiten, theoretische Erkenntnisse nachzuvollziehen, schwierige 

Sachverhalte geistig zu durchdringen sowie vielschichtige Zusammenhänge zu durchschauen, 

zu ordnen und verständlich vortragen und darstellen zu können.  

(2) Das Gymnasium in seinen verschiedenen Typen baut  

1. in der Normalform auf der Grundschule auf und umfasst neun Schuljahre;  

2. in der Aufbauform  
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    a) auf der 7. Klasse der Hauptschule auf und umfasst sechs Schuljahre,  

    b) auf der 10. Klasse der Realschule auf und umfasst drei Schuljahre.  

In die Aufbauform nach Buchstabe a) können auch Schüler einer entsprechenden Klasse das 

Gymnasium oder der Realschule, in die Aufbauform nach Buchstabe b) auch Schüler einer 

entsprechenden Klasse des Gymnasiums oder mit Fachschulreife oder einem gleichwertigen 

Bildungsstand zugelassen werden.  

(3) Das Gymnasium kann auch berufsorientierte Bildungsinhalte vermitteln und zu 

berufsbezogenen Bildungsgängen führen; die Typen der beruflichen Gymnasien können 

zusätzlich zu berufsqualifizierenden Abschlüssen hinführen.  

(4) Ein nicht ausgebautes Gymnasium führt die Bezeichnung Progymnasium.  

(5) Für die Oberstufe des Gymnasiums aller Typen gelten folgende Regelungen:  

1. Die Oberstufe umfasst jeweils die Klasse 11 als Einführungsphase und die Jahrgangsstufen 

12 und 13. Ihr Besuch dauert in der Regel drei Jahre.  

2. In den Jahrgangsstufen wird in halbjährigen Grund- und Leistungskursen unterrichtet. 

Diese wählt der Schüler aus den Unterrichtsfächern des Pflicht- und Wahlbereichs aus. Dabei 

sind bestimmte Grund- und Leistungskurse verbindlich festgelegt; die Wahlmöglichkeit kann 

eingeschränkt werden.  

3. Der Pflichtbereich umfasst die Unterrichtsfächer aus  

 a) dem sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufgabenfeld,  

 b) dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld,  

 c) dem mathematisch-naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenfeld.  

Hinzu kommen Religionslehre und Sport. Religionslehre kann einem Aufgabenfeld zugeordnet 

werden.  

4. Im Wahlbereich können zusätzliche Grundkurse aus dem Pflichtbereich sowie weitere vom 

Pflichtbereich nicht erfasste Fächer als Grund- und Leistungskurse angeboten werden.  

5. In den Jahrgangsstufen wird die herkömmliche Leistungsbewertung durch Noten in ein 

Punktesystem umgesetzt.  

6. Die Oberstufe schließt mit der Abiturprüfung ab, zu der es einer Zulassung bedarf. 

Gegenstand der Prüfung sind vier Unterrichtsfächer, darunter die Fächer der Leistungskurse.  

7. Die Hochschulreife wird durch eine Gesamtqualifikation erworben. Diese setzt sich 

zusammen aus den Leistungen  

 a) in der Abiturprüfung,  

 b) in den Leistungskursen,  

 c) in bestimmten anrechenbaren Grundkursen.  

Die Hochschulreife berechtigt zum Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule.  
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8. Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zur 

Ausführung der Nummern 1 bis 7 zu regeln, insbesondere über die Verbindlichkeit der Grund- 

und Leistungskurse sowie die Einschränkung der Wahlmöglichkeit, die Anzahl und Fächer der 

Grund- und Leistungskurse, die Bewertung der Leistungen nach einem Punktesystem, die 

Zulassungsvoraussetzungen zur Abiturprüfung, wobei die Zulassung vom Besuch bestimmte 

Kurse und von einem bestimmten Leistungsnachweis abhängig gemacht werden kann.  

   

§ 9 Kolleg  

Das Kolleg hat als Institut zur Erlangung der Hochschulreife die Aufgabe, nach der 

Fachschulreife, dem Realschulabschluss oder einem gleichwertigen Bildungsstand und einer 

abgeschlossenen Berufsausbildung oder einem gleichwertigen beruflichen Werdegang eine auf 

der Berufserfahrung aufbauende allgemeine Bildung zu vermitteln. Es umfasst mindestens 

zweieinhalb Schuljahre und führt zur Hochschulreife. Für das Kurssystem, den Pflicht- und 

Wahlbereich und für die Abiturprüfung gilt § 8 Abs. 5, ausgenommen Nummer 3 Sätze 2 und 3, 

entsprechend.  

   

§ 10 Berufsschule  

(1) Die Berufsschule hat die Aufgabe, im Rahmen der Berufsausbildung oder Berufsausübung 

vor allem fachtheoretische Kenntnisse zu vermitteln und die allgemeine Bildung zu vertiefen 

und zu erweitern. Sie ist hierbei gleichberechtigter Partner und führt über eine Grundbildung 

und eine darauf aufbauende Fachbildung gemeinsam mit Berufsausbildung oder 

Berufsausübung zu berufsqualifizierenden oder berufsbefähigenden Abschlüssen. Bei Schülern 

mit Hochschulreife kann anstelle der Vermittlung allgemeiner Bildungsinhalte eine zusätzliche 

Vermittlung fachtheoretischer Kenntnisse treten. Die Berufsschule kann durch 

Zusatzprogramme den Erwerb weiterer Berechtigungen ermöglichen.  

(2) Die Grundbildung wird in der Grundstufe, die Fachbildung in den Fachstufen vermittelt. Der 

Unterricht wird als Teilzeitunterricht, auch als Blockunterricht, erteilt. Die Grundstufe kann als 

Berufsgrundbildungsjahr, und zwar in der Form des Vollzeitunterrichts oder in Kooperation mit 

betrieblichen oder überbetrieblichen Ausbildungsstätten, durchgeführt werden.  

(3) Die Berufsschule wird in den Typen der gewerblichen, kaufmännischen, hauswirtschaftlich-

pflegerisch-sozialpädagogischen oder landwirtschaftlichen Berufsschule geführt. In einheitlich 

geführten Berufsschulen sind für die einzelnen Typen Abteilungen einzurichten.  

(4) Fachklassen werden in der Regel in der Grundstufe für Berufsfelder und in den Fachstufen 

für Berufsgruppen oder für einzelne oder eng verwandte Berufe gebildet.  
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(5) Die Berufsschule soll für Jugendliche, die zu Beginn der Berufsschulpflicht ein 

Berufsausbildungsverhältnis nicht nachweisen, als einjährige Vollzeitschule 

(Berufsvorbereitungsjahr) geführt werden.  

   

§ 11 Berufsfachschule  

Die Berufsfachschule vermittelt je nach Dauer eine berufliche Grundbildung, eine berufliche 

Vorbereitung oder einen Berufsabschluss und fördert die allgemeine Bildung; in Verbindung mit 

einer erweiterten allgemeinen Bildung kann sie zur Prüfung der Fachschulreife führen. Die 

Berufsfachschule kann durch Zusatzprogramme den Erwerb weiterer Berechtigungen 

ermöglichen. Sie wird in der Regel als Vollzeitschule geführt und umfasst mindestens ein 

Schuljahr; sie kann im pflegerischen Bereich in Kooperation mit betrieblichen 

Ausbildungsstätten auch in Teilzeitunterricht geführt werden. Ihr Besuch setzt eine berufliche 

Vorbildung nicht voraus; im Übrigen richten sich die Voraussetzungen für den Besuch nach 

Dauer oder Bildungsziel der Berufsfachschule.  

   

   

   

1 Mehrfertigung an Schulleiter/in, Vorsitzende/n des Elternbeirats, ggf. an Klassensprecher/in. 

An Berufsschulen, Berufskollegs in Teilzeitunterricht und in entsprechenden Sonderschulen § 

59 Schulgesetz berücksichtigen.    

 


